



Kreisverband Links der Weser

Antonie Brinkmann

Die Mitgliederversammlung des Kreises Links der Weser im Landesverband Bremen hat am 11. 9. 2011 folgende Änderungsanträge zum Leitantrag be​schlossen:

I. Wir beantragen folgende Änderungen:

1) Wie in Zeile 2432 ist auch in den Zeilen 153 und 1919 neben Religion gleichbe​rech​tigt „Weltanschauung“ zu nennen sowie

2) in Zeile 156 hinter Antisemitismus, „Islamfeindlichkeit“ einzufügen.

Begründung: 

Zu 1)

Art 33 Abs. 3 GG lautet: „Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienste erworbenen Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einem Bekenntnisse oder einer Weltan​schau​ung ein Nachteil erwachsen.“ Hinter diese Gleichsetzung von religiösem Be​kenntnis und Weltanschauung des Grundgesetzes darf unser Programm nicht zu​rückfallen.

Zu 2)

Mehr und mehr nimmt in bestimmten gesellschaftlichen Gruppierungen Islam​feind​lich​keit den Platz des früheren Antisemitismus ein. Die Rede von der drohenden „Is​lamisierung Europas“ erinnert stark an die angebliche Verschwörung „des Welt​ju​den​tums“ früherer Zeiten. Anläßlich des schrecklichen Attentates in Norwegen stellte sich heraus, daß die wirklichen Gefahren nach wie vor im Faschismus liegen: Von 249 Terroranschlägen in der EU im Jahr 2010 wurden lediglich drei von Islamisten begangen. (»derstandard.at«)

"Wenn erst die Moscheen brennen, will es wieder keiner gewesen sein!" (Hagen Rether)

II. 

Zeile 165-173  für Frieden und Abrüstung, gegen Imperialismus und Krieg, für eine Welt ohne Massenvernichtungswaffen und ein Verbot von Rüstungsexporten. Die Bundeswehr muss aus allen Auslandseinsätzen zurückgeholt werden, ihr Einsatz im Inneren ist strikt zu untersagen, die Notstandsgesetze, die den Einsatz der Bundeswehr im Inneren vorsehen und ermöglichen, sind aufzuheben. DIE LINKE fordert die Achtung von Völkerrecht und Menschenrechten, eine Stärkung der zivilen Entwicklungsunterstützung und ein Ende der ökonomischen Ausbeutung der Dritten Welt. Krieg löst kein Problem, er ist immer Teil des Problems.
ist wie folgt umzuformulieren:

1) ... für eine Welt ohne Massenvernichtungswaffen, für ein Verbot von Rüstungsex​porten und für die Förderung von Rüstungskonversion...

2)  ... eine Stärkung der zivilen Unterstützung und ein Ende der ökonomischen Aus​beutung anderer Länder.

3) ... Krieg löst kein Problem, er ist selbst ein Problem.

Begründung:

Zu 1) 

Deutschland ist der drittgrößte Rüstungsexporteur der Welt. Wenn wir ein Verbot der Rüstungsexporte durchsetzen wollen, müssen wir auf Möglichkeiten alternativer  Fer​tigung in Rüstungsbetrieben verweisen, z. B. auf dem Gebiet alternativer Energien. Nach 1990 wurden vielversprechende Rüstungskonversionsprojekte entwickelt, an die wieder angeknüpft werden kann.

Zu 2)

Länder sind nicht „unterentwickelt“, sondern sie wurden und werden unterdrückt und ausgebeutet. Sie sind auf ihrem eigenen Weg zu unterstützen, nicht in unserem Sin​ne zu „entwickeln“. 

Der Ausdruck „Dritte Welt“ wird heute als überheblich empfunden. Wir leben alle in einer Welt. Zudem sind inzwischen auch europäische Länder von Ausbeutung durch andere Länder bedroht. 

Zu 3)

Der Satz ist inhaltlich falsch. Probleme werden geschaffen oder festgestellt, wenn ein Vorwand für einen Krieg gesucht wird. Es ist richtig, dass Krieg kein Problem löst; aber es ist falsch zu behaupten, daß Krieg Teil dieser sogenannten Probleme sei. Er ist es höchstens in dem Sinne, dass diese Probleme keinerlei Beachtung fänden, wenn kein Krieg gewollt wäre.

III. Zum Existenzrecht Israels

Zeile 240 ist wie folgt umzuformulieren: Deutschland hat wegen der beispiellosen Verbrechen von Deutschen an den...

Die Zeilen 243 – 247  Insbesondere  bis Vereinten Nationen sind zu ersetzen durch: 

Wir erklären uns solidarisch mit den Bewegungen in Israel, in denen Israelis und Palästinenser gemeinsam für Frieden und Menschenrechte kämpfen.

Begründung:

Eine grundsätzliche Absage an Antisemitismus und Rassismus erfolgt an anderen Stellen des Programmentwurfs. Die Festlegung auf eine Zwei-Staaten-Lösung für Palästina ohne Aussagen über deren gesellschaftlichen Charakter würde die not​wendige Diskussion über diese Fragen ebenso behindern wie die Kampagne gegen den angeblichen „Antisemitismus“ in der LINKEN. „Es geht nicht nur um die Existenz eines Staates, es geht um die Existenz zweier Völker und ihre friedliche Koexistenz.“ (Norman Paech)

Außerdem ignoriert eine Kollektiv​schuld „der Deutschen“ an Faschismus und Holo​caust den Widerstand gegen die Nazi-Diktatur und entlastet die wirklichen Schuldi​gen.

IV. Abrüstung und Militärbündnisse 

Zeile 2491 ab Wir fordern die Auflösung der NATO bis Zeile 2498 nach Kapitel VII der UN-Charta ersetzen durch

Wir fordern die Auflösung der NATO, den sofortigen Austritt der Bundesrepublik aus diesem Militärbündnis und die sofortige Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr.

Begründung:

Den Austritt aus der NATO könnte die Bundesrepublik sofort vollziehen und damit einen ersten Schritt zu ihrer Auflösung tun. Steht die Auflösung an erster Stelle,  müß​ten alle Mitglieder zustimmen, wodurch sie in die fernste Zukunft verschoben würde. Doch wir wollen Frieden jetzt!  

V. zu Regierungsbeteiligungen

Zeilen  2732 bis 2746 ersetzen durch: 

Regierungsbeteiligungen der LINKEN sind nur sinnvoll, wenn unsere Partei damit zur Mobilisierung der lohnabhängigen Bevölkerungsmehrheit, zu realen Verbesserungen ihrer Lage und zur Überwindung der kapitalistischen Macht- und Eigentumsverhält​nis​se beitragen kann. Eine Regierungskoalition mit prokapitalistischen Parteien, die nur der Verwaltung der Systemkrise dienen könnte, lehnt die LINKE ab. Um Politik im Interesse von Beschäftigten und Erwerbslosen zu machen und unsere Partei weiter aufzubauen, muss die LINKE aktiv an Protesten in den Betrieben und auf der Straße teilnehmen. Dort ist unser Platz, nicht in Regierungen an der Seite der Hartz-IV-Par​teien. Das gilt auch für eine pauschale Tolerierung prokapitalistischer Regierungen. Die LINKE steht einer Abwahl solcher Regierungen nicht grundsätzlich im Wege. De​ren Einzelmaßnahmen wird sie aber nur dann innerhalb und außerhalb der Parla​men​te unterstützen, wenn sie tatsächlich im Interesse von Lohnabhängigen, Er​werbs​​​losen, Rentnern und Jugendlichen liegen. 
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